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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 
 

Az:  B 1 KR 15/99 B 

 

 

 
 
................................................................................................................................, 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozeßbevollmächtigte:    ................................................................., 
 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Angestellten Krankenkasse, 
Nagelsweg 27-35, 20097 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. August 1999 durch die 

Richter   S t e e g e ,   H u s m a n n   und   Dr.  S c h l e g e l  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil  

des Landessozialgerichts für das Saarland vom 26. Januar 1999 wird verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 
 

 

G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den Anforderungen des 

§ 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG). 

 

Eine Divergenz (Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 2 SGG) hat die Klägerin nicht 

schon dadurch bezeichnet, daß sie angibt, das Urteil des Landessozialgerichts (LSG) 

weiche von dem Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 5. Juli 1995 (BSGE 76, 

194 = SozR 3-2500 § 27 Nr 5) ab. Es kann dahinstehen, ob mit der Behauptung, das Be-

rufungsgericht habe im Gegensatz zur Rechtsprechung des BSG eine Bindungswirkung 

der Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen für die Leistungs-

ansprüche der Versicherten angenommen, hinreichend deutlich gemacht worden ist, mit 

welcher konkreten Rechtsaussage sich das Berufungsgericht zu welchem näher bezeich-

neten Rechtssatz der höchstrichterlichen Rechtsprechung in Widerspruch gesetzt haben 

soll. Für die Frage der Divergenz ist auf die aktuelle Gesetzeslage und die aktuelle 

Rechtsprechung abzustellen. Abweichungen von früheren Entscheidungen, die außer 

Kraft getretenes Recht betreffen oder deren Aussagen später von der Rechtsprechung 

nicht aufrecht erhalten worden sind, rechtfertigen keine Revisionszulassung. Die in dem 

angeführten Urteil vom 5. Juli 1995 vertretene Auffassung, der Anspruch des Versicherten 

könne sich im Einzelfall auch auf vom Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen 

nicht anerkannte Untersuchungs- und Behandlungsmethoden erstrecken (vgl BSGE 76, 

194, 197 = SozR 3-2500 § 27 Nr 5 S 10 f), hat der Senat in den später ergangenen Ent-

scheidungen vom 16. September 1997 ausdrücklich aufgegeben (vgl BSGE 81, 54, 

65 = SozR 3-2500 § 135 Nr 4 S 20; BSGE 81, 73, 80 = SozR 3-2500 § 92 Nr 7 S 55 ua). 

Obwohl sich das LSG für seine Rechtsauffassung ua auf diese Entscheidungen beruft, 

geht die Beschwerde darauf mit keinem Wort ein. 

 

Ein Verfahrensmangel, auf dem das angefochtene Urteil beruhen kann, ist ebenfalls nicht 

dargetan. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann eine Verletzung des § 128 Abs 1 

Satz 1 SGG (Grundsatz der freien Beweiswürdigung) nicht Gegenstand der Nichtzulas-

sungsbeschwerde sein. Auf eine Verletzung des § 103 SGG kann die Verfahrensrüge nur 

gestützt werden, wenn sie sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hin-

reichende Begründung nicht gefolgt ist. Ein Beweisantrag wird jedoch in der Beschwerde-

begründung nicht erwähnt. Abgesehen davon hätte das Berufungsgericht mit der Nicht-

befolgung eines die Wirksamkeit der umstrittenen Behandlungsmethoden betreffenden 

Beweisantrags nur dann seine Sachaufklärungspflicht verletzt, wenn auf der Grundlage 

der von ihm vertretenen Rechtsauffassung Veranlassung zu der Beweiserhebung bestan-

den hätte. Das wird aber von der Klägerin selbst nicht geltend gemacht. 

 

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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